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9     
6/2010-Sch 

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag,  11. November 2010   
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. EG.        Jakob Moser  
  9. GR.        Peter Wechselauer 
10. EG.        Dr. Helmut Geist-Krojer  
11. EG.        Johann Preuner 
12. GR.        Gschwandtner Manuela  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer  
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger  
17.  GR.         Gerald Mayrhofer  
18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  EG.        Roswitha Mohr  

  20.  EG.        Ernst Petkowitsch  
21.  GR.        Rudolf Stockinger  
22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.Ing. Josef Hoyer   
26.  EG.         Günther Böss 
27.  GR.        Christa Dorfer  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. EG.        Claudia Hauschildt-Buschberger  
31. GR.        Isolde Katamay   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 2.11.2010 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 7.10.2010 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichler    
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:          GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Isolde Katamay 
 
 
Der Bürgermeister nimmt die Angelobung von Johann Preuner vor. 
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T a g e s o r d n u n g 

 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a)  Die Ehegatten Sandra und Sebastian Kritzinger haben im ehem. Trückl-Nahversorger in 

NeuSteindorf vor Kurzem einen Back-Shop unter der Bezeichnung "SanSeba" eröffnet und 
bieten diverse Nahversorger-Produkte für den täglichen Bedarf sowie einen kleinen Cafe- und 
Jausenimbiss-Betrieb an.  

 
b)  Der Gemeindevorstand hat aufgrund der vermehrten Anmeldungen von jüngeren Personen 

einstimmig festgelegt, dass für das Betreubare Wohnen Seewalchen eine Anmeldemöglichkeit 
erst ab dem 55. Lebensjahr besteht.  

 
c)  Das Ansuchen des Röm.-Kath. Pfarramtes um Erhöhung des Pachtzinses für den 

Schulsportplatz wurde vom Gemeindevorstand an den Arbeitskreis Finanzen zugewiesen.  
 
d)  Bei der vom Kameradschaftsbund Seewalchen durchgeführten Allerheiligensammlung des 

Schwarzen Kreuzes gab es ein Sammelergebnis in Höhe von € 1.622.- für die 
Kriegsgräberfürsorge.  

 
e)  Betreffend der voraussichtlichen Schließung des Postamtes Seewalchen wurde vom zuständigen 

Betreuer der Post AG mitgeteilt, dass seitens der Post AG mit zwei Interessenten (Angelsport 
Nagl, Bike & Boot Radshop) in Seewalchen betr. einer ev. möglichen Post. Partnerschaft 
verhandelt wird.  

 
f)  Das Gemeinderatsersatzmitglied Dl Josef Hoyer hat im Oktober ein Schreiben an 

Bildungslandesrätin Hummer, Landeshauptmann Pühringer und Gemeindelandesrat 
Hiegelsberger gerichtet, in dem er im Zusammenhang mit den anstehenden Schulbauten in 
Seewalchen und Schörfling die Prüfung eines gemeinsamen Schulzentrums auf dem 
Autobahnareal in Seewalchen vorschlägt. Dieses Schreiben haben die FP-Gemeinderäte Heinz 
Hackl, Erich Kaniak, Christa Dorfer, Walter Liehmann und GREM Siegfried Schmuck 
mitunterzeichnet.  
LR Hummer hat den Eingang des Schreibens bestätigt und an die zuständige Fachabteilung zur 
"Prüfung und Berücksichtigung in der Planungsphase" weitergeleitet. Somit ist zu befürchten, 
dass es hinsichtlich einer Entscheidung der Bildungsabteilung betr. Schulzentrum Seewalchen 
(Sanierung Hauptschule, Neubau Volksschule gemäß GR-Beschluss vom 11.2.2010) zu 
weiteren Verzögerungen kommt.  
Nach Rücksprache mit Bgm. Gründl aus Schörfling hat Bgm. Reiter dazu folgende 
Stellungnahme abgegeben, die in cc auch an die Fraktionsobleute und an die beiden Landesräte 
ergangen ist: 
 
Sehr geehrter Herr DI Hoyer ! Lieber Sepp !  

 
Zu Deiner "Initiative" betr. "Attersee Campus" darf ich Dir folgende persönliche Stellungnahme 
übermitteln:  

 
Obwohl die Idee eines gemeinsamen Schulzentrums grundsätzlich einen gewissen "Charme" 
hat, ist sie um Jahre zu spät und zum jetzigen Zeitpunkt absolut entbehrlich und aus meiner Sicht 
sogar kontraproduktiv. Beide Gemeinden stehen für ihre dringenden Schulprojekte (Neubau HS 
Schörfling, Sanierung HS und Neubau VS Seewalchen) kurz vor dem O.K. der zuständigen 
Landesstellen zum Baubeginn. Eine weitere Projektprüfung wird aus meiner Sicht nur eine 
unnötige Verzögerung für die laufenden Projekte bedeuten, wofür ab jetzt eine klare 
Verantwortlichkeit vorliegt.  
Deine Initiative wird für die Vertreter des Landes als "Ausscheren" aus der gemeinsamen 
Vorgangsweise interpretiert und als Signal der Uneinigkeit der Gemeindevertretung gewertet 
werden. Nur mit einem geschlossenen und entschlossenen Auftreten der Gemeindevertretung 
wird man von den Landesstellen entsprechende und rasche Entscheidungen erwarten können - 
aber nicht durch Alleingänge einer Person oder einer Fraktion!  
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Der Gemeinderat der MG Seewalchen hat nach jahrelangen Diskussionen am 11. Februar 2010 
in einer Kompromisslösung beschlossen, das ursprüngliche Generalsanierungskonzept für das 
Schulzentrum Seewalchen zu splitten, die Sanierung der Hauptschule als Sanierungsprojekt 
vorzuziehen (mit geplantem Baubeginn 2011) und die Volksschule nicht zu sanieren, sondern am 
bestehenden Areal des Schulzentrums neu zu bauen, wobei die Mehrkosten für den VS-Neubau 
durch eine Umsprengelung der Polytechnischen Schule Seewalchen auf die übrigen PTS-
Schulstandorte, und somit durch die Einsparung der Sanierungskosten für die PTS, bedeckt 
werden sollen.  
Diesen Beschluss haben 28 der 31 Gemeinderäte mitgetragen, darunter auch die FPÖ-
Mandatare Hackl, Dorfer und Liehmann, die Dein Schreiben an das Land O.Ö. mitunterzeichnet 
haben. Bei einer Vorsprache bei Landesrätin Hummer im Juli d.J., bei dem auch Dein GPO 
Heinz Hackl dabei war, wurde ein "Fahrplan" für die nächsten Schritte beim Schulprojekt 
einvernehmlich festgelegt. Nunmehr muss ich wohl oder übel annehmen, dass die FPÖ 
Seewalchen den Weg des am 11.2.2010 gefundenen Konsenses verlassen will oder verlassen 
hat. Jedenfalls fehlt aus meiner Sicht für Deine Initiative jegliche Legitimation durch die 
Gemeinde Seewalchen, und nach einem heute geführten Gespräch mit meinem 
Bürgermeisterkollegen Gerhard Gründl auch jegliche Legitimation durch die Gemeinde 
Schörfling.  
Die Idee des "Attersee Campus" ist in einer Aussendung der FPÖ im März d.J. bereits einmal 
veröffentlicht worden, wobei für den Campus auch noch eine Krabbelstube und ein Kindergarten 
angeführt waren, und etwaige Hinweise darauf, wer die angeführte HTL (Viscotech) bauen und 
betreiben soll, bis dato fehlen. Der vorgeschlagene Standort auf den Asfinag-Gründen ist meiner 
Meinung nach aufgrund der exponierten Lage als Schulstandort ungeeignet. Die dzt. noch 
unbebauten Flächen sind von hochfrequenten Verkehrsträgern (A 1, Zubringer, B 151) mit hoher 
Immissionsbelastung umgeben, sind außerdem zu weit von den beiden Ortszentren entfernt und 
fußläufig nicht erreichbar.  
Wie Dir und der FPÖ Seewalchen bekannt ist, ist im Örtlichen Entwicklungskonzept der 
Marktgemeinde Seewalchen das angeführte A 1 Areal für eine Entwicklung mit Betrieben und 
Geschäften vorgesehen und nicht für ein Schulzentrum. Für diese Zukunftsprojekte, die für die 
wirtschaftliche Entwicklung von Seewalchen (Stichwort: Arbeitsplätze, Kommunalsteuer-
einnahmen) von besonderem Interesse sind, sind zwischen Gemeinde, Asfinag und Land 
Oberösterreich (Ressort LHStv. Hiesl) seit Längerem Gespräche hinsichtlich Adaptierung der A 1 
Anschlussstelle im Laufen. Eine Schulstandortdebatte würde auch für diese Gespräche einen 
Neustart bedeuten.  

 
Seewalchen kann sowohl betr. Schulzentrum als auch betr. Entwicklung des Asfinag-Areals kein 
"Zurück an den Start" brauchen, sondern ein "Zurück zur gemeinsamen Linie".  

 
g)  TOP 7 b), 14 und 16 werden abgesetzt  
 
 
 
Fragestunde 
2 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag der SPÖ-Fraktion  9.11.2010 
 
Einführen eines Seniorentaxis 
 
Der Vorsitzende liest den Dringlichkeitsantrag (Beilage Nr. 1) vor. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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1.  Ehrungen 
 
Bgm.Reiter: 
Für Ehrungen wurden vorgeschlagen: 
Walter Moser, Verdienstmredaille in Gold, Stufe I 
Ulrike Nöhmer, Ehrenurkunde 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorgeschlagenen Ehrungen zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Budget 

Festsetzung der Hebesätze für Steuern- u. Abgaben im Jahr 2011 
 
Bgm. Reiter: 
Die Hebesätze der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee für Steuern- und Abgaben bleiben 
gegenüber dem Jahr 2010 mit Ausnahme der Anpassung der Hundeabgabe unverändert. Die 
Steuerhebesätze einer Gemeinde sind jährlich so zeitgerecht festzusetzen, dass sie mit Beginn des 
neuen Finanzjahres in Kraft treten können.  
 
Die Hundeabgabe in der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee beträgt seit dem Jahr 2003  € 30,- 
pro Hund. Aufgrund der Indexerhöhung würde sich ab dem Jahr 2011 eine Abgabe in Höhe von rd. € 
35,- pro Hund ergeben. Es wird daher vorgeschlagen, die Hundeabgabe für das kommende Jahr 
2011 mit  € 35,- festzusetzen. Für Wachhunde sollen € 20,- festgesetzt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Hebesätze der Gemeindesteuern- und Abgaben für das Finanzjahr 2011 wie folgt 
festzusetzen: 

 
Grundsteuer f. Land- u.Forstwirtschaftliche Betriebe (A) mit ... 500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Grundsteuer f. Grundstücke (B) mit.............................................. 500 v.H.des Steuerm.Betrages, 
Hundeabgabe mit .............................................................................  € 35, -  pro Hund, 
                                                                                                             €  20,-   für Wachhunde 
 
GR. Liehmann möchte anmerken, dass ihm sein Hund diese 5 € sicher wert sei, aber die 
Formulierung bei dieser Anpassung, dass man den Betrag dem Index anpasse, stimme nicht. Mit 
dem Index habe dies nichts zu tun. Es sei hoffentlich irgendwie in den Text hinein gerutscht. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies nicht eine jährliche Erhöhung sei, sondern von der letzten 
Festlegung weg.  
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer merkt an, dass man die Definition eines Wachhundes nicht 
ergründen habe können. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es genau festgelegt sei, was ein Wachhund sei, aber die genaue 
Definition könne er jetzt auswendig auch nicht sagen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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3.  Erweiterung Kindergarten und Krabbelstube Rosenau 

Baumeisterarbeiten – Zuschlagsentscheidung  
 
B.: Bgm. Reiter 
Für das gegenst. Bauvorhabven wurden die Baumeisterarbeiten unter Berücksichtigung der 
Besitmmungen des Bundesvergabegesetzes mittels eines nicht offenen Verfahrens ohne vorherige 
Bekanntmachung ausgeschrieben.  
Aufgrund des Anbotsergebnisses sowie des Vergabevorschlages der Bauleitung soll der Zuschlag an 
die Firma Schönleitner Bau GmbH., St.Georgen i.A. als Billigstbieter erteilt werden.  
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Zuschlag für die Baumeisterarbeiten beim Bauvorhaben Erweiterung Kindergarten und 
Krabblestube Rosenau an die Firma Schönleitner Bau GmbH., St.Georgen i.A., als 
Billigstbieter mit einer Anbotsumme von € 166.717,66 zu erteilen.  

 
 
EG. Hoyer bittet den Bürgermeister im Vergabevorschlag der GSG an das Amt die 
Originalformulierung betreffend der Erd- und Baumeisterarbeiten vorzulesen. 
 
Der Bürgermeister liest den Vergabevorschlag wie folgt vor: 
Entsprechend der Anbotsprüfung gemäß BVergG 2006 und den Ausschreibungsbedingungen ist dem 
billigsten Angebot der Zuschlag zu erteilen. 
Aus unserer fachlichen Sicht und unter Berücksichtigung des BVergG 2006 und den entsprechenden 
ÖNORMEN bzw. den vorliegenden Unterlagen schlage ich vor, den Auftrag zur Lieferung und 
Herstellung der Elektroinstallation für den Zubau zum Kindergarten samt Erweiterung der 
Krabbelstube entsprechend dem vorliegenden Angebot wie folgt zu erteilen. 
 
EG. Hoyer möchte anmerken, dass man hier ganz deutlich sehe, dass die GSG, nachdem sie 
eigentlich fast jeden Auftrag erhalte, die Vergabevorschläge sehr oberflächlich prüfe. Denn dieser 
Fehler, dass man statt den Elektroinstallationen die Baumeisterarbeiten meine, sei einige Male in 
diesem Vergabeakt vorgekommen. Weiters zeige es nicht von einer sehr fachgerechten und 
zielführenden Bearbeitung der GSG, vertreten durch Herrn Weigert, der dies im Detail bearbeite. Er 
habe zum Beispiel eine Ausschreibung versendet und kein Verhandlungsverfahren für die 
Zimmermannsarbeiten und die Elektroarbeiten hinausgegeben und dann komme er darauf, dass ein 
Verhandlungsverfahren doch besser wäre, dann müsse man wieder ein Email schreiben. Dies 
verwirre einfach und man möge einfach bei den Vergaben an die GSG vorsichtig sein und vor allem 
einen Wettbewerb einführen. Zusätzlich dazu seien Wiedersprüche in den Vertragsbedingungen. Es 
wäre sinnvoll die GSG aufzufordern, dass sie die Vertragsbedingungen mit den ÖNORMEN 
abstimme. 
 
Der Bürgermeister möchte wissen, ob EG. Hoyer Wiedersprüche und Vertragsbedingungen 
gegebüber der GSG oder gegenüber den Bietern meine. 
 
EG. Hoyer antwortet, dass es um die Bieter ginge, zwischen ÖNORM und den dargelegten 
Vertragsbedingungen. 
 
Der Bürgermeister könne jetzt nicht genau darauf eingehen, da ihm dies im Detail nicht bekannt sei, 
aber dies sehe er, wie EG. Hoyer zuvor gesagt habe, als Schlampigkeit. Dies wird dem Bearbeiter 
beim Kopieren des Textes passiert sein. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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4.  Erweiterung Kindergarten und Krabbelstube Rosenau 

Zimmererarbeiten – Zuschlagsentscheidung  
 
Bgm. Reiter: 
Für das gegenst. Bauvorhabven wurden die Zimmererarbeiten unter Berücksichtigung der 
Besitmmungen des Bundesvergabegesetzes mittels eines Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung ausgeschrieben.  
 
Aufgrund des Anbotsergebnisses sowie des Verhandlungsergebnisses soll der Zuschlag an die Firma 
Schmid Hochbau GmbH,Frankenburg, als Billigstbieter erteilt werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Zuschlag für die Zimmererarbeiten beim Bauvorhaben Erweiterung Kindergarten und 
Krabblestube Rosenau an die Firma Schmid Hochbau GmbH., Frankenburg, als Billigstbieter 
mit einer Anbotsumme von € 129.501,47 netto zu erteilen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Erweiterung Kindergarten und Krabbelstube Rosenau 

Elektrotechnik – Zuschlagsentscheidung  
 
Bgm. Reiter: 
Für das gegenst. Bauvorhabven wurden die Elektroinstallationsarbeiten unter Berücksichtigung der 
Besitmmungen des Bundesvergabegesetzes mittels eines Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung ausgeschrieben.  
 
Aufgrund des Anbotsergebnisses sowie des Verhandlungsergebnisses soll der Zuschlag an die Firma 
GEG Elektro u. Gebäudetechnik GmbH, Gmunden, als Billigstbieter erteilt werden.  
 
Bei der Anbotsumme wurde der Nachlass von 2 % für die gemeinsame Vergabe der Gewerke Elektro 
und Sanitär bereits berücksichtigt.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Zuschlag für die Elektroinstallationsarbeiten beim Bauvorhaben Erweiterung 
Kindergarten und Krabblestube Rosenau an die Firma GEG-Elektro- u. Gebäudetechnik, 
Gmunden, als Billigstbieter mit einer Anbotsumme von € 47.952,47 netto. zu erteilen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Erweiterung Kindergarten und Krabbelstube Rosenau 

Heizung und Sanitärinstallationsarbeiten – Zuschlagsentscheidung  
 
Bgm. Reiter: 
Für das gegenst. Bauvorhabven wurden die Heizung und Sanitärinstallationsarbeiten unter 
Berücksichtigung der Besitmmungen des Bundesvergabegesetzes mittels eines 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung ausgeschrieben.  
Aufgrund des Anbotsergebnisses sowie des Verhandlungsergebnisses soll der Zuschlag an die Firma 
Firma GEG-Elektro- u. Gebäudetechnik, Gmunden, als Billigstbieter erteilt werden.  
Bei der Anbotsumme wurde der Nachlass von 2 % für die gemeinsame Vergabe der Gewerke Elektro 
und Sanitär bereits berücksichtigt.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Zuschlag für die Heizung und Sanitärinstallationsarbeiten beim Bauvorhaben 
Erweiterung Kidnergarten und Krabblestube Rosenau an die Firma GEG-Elektro- u. 
Gebäudetechnik, Gmunden, als Billigstbieter mit einer Anbotsumme von € 36.440,82 netto 
zu erteilen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Abwasserbeseitigung Kanalprojekt Haining 

a) Kaufvertrag mit Dachs Friedrich und Maria  
b) Tauschvertrag mit Gebetsroither Johann und Gunda 

 
Zu TOP 7 a) 
Bgm. Reiter: 
Im Zuge des Kanalprojektes Haining ist die Errichtung eines Rückhaltebeckens erforderlich. Für den 
dafür notwendigen Grund wurden mit den Grundeigentümern Dachs und Gebetsroither 
Vereinbarungen abgeschlossen.  
Nunmehr soll mit den Grundeigentümern Dachs Friedrich und Maria der entsprechende Kaufvertrag 
abgeschlossen werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Kaufvertrag des Notars Dr.Gebetsberger, Az: 590/10/Sch/Sa-2, zwischen Friedrich und 
Maria Dachs sowie der Marktgemeinde Seewalchen abzuschließen.  

 
 
EG. Hoyer möchte hervorheben, dass es in dieser Angelegenheit ganz wesentlich sei, dass man seit 
Anfang September dort baue und es allgemein üblich sei, auch wenn die Zustimmung nach dem 
wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren für die Grundbenützung gegeben sei, dass vor Baubeginn 
zumindest ein Teilbetrag des Kaufpreises ausbezahlt werde und dafür sei es erforderlich, dass schon 
zuvor ein Vertrag vorliege. Man baue nun zweineinhalb Monate dort und Tatsach sei, dass der 
Vertrag immer noch nicht vorliege. Seine Frage sei, ob der Vertrag, der heute hier beschlossen 
werde, schon unterschrieben sei. 
 
Der Bürgermeiser antwortet, dass der Vertrag noch nicht unterschrieben sei. 
 
EG. Hoyer möchte darauf hinweisen,dass man hier einen Beschluss fälle, wo man noch nicht wisse, 
ob die Gegenseite diesen Vertrag unterschreibe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es mit der Familie Dachs schon eine schriftliche Vereinbarung aus 
dem Jahre 2002 gebe, welche im Jahr 2004 nochmals ergänzt worden sei. In dieser Vereinbarung 
stehe dezidiert, dass nach Errichtung des Regenwasserrückhaltebeckens eine Schlussvermessung 
durchgeführt werde, das genaue Grundausmaß festgestellt und dann ein Kaufvertrag errichtet werde. 
Dies habe man bisher schon immer so gehandhabt.  
Diese Vereinbarung, welche von den Ehegatten Dachs unterschrieben worden sei, sei auch als 
Beilage bei der wasserrechtlichen Bewilligungsverhandlung dabei gewesen und sei auch Gegenstand 
des Bewilligungsbescheides. Es sei vereinbart worden, dass nun nicht mehr die Familie Dachs, 
sondern die Familie Gebetsroither, die seiner Meinung nach die Initiatoren sein, dies kauf- und 
tauschvertraglich über die Bühne bringe.  
Man habe bisher bereits zwei derartige Becken gebaut, beim Kanalisationsprojekt Steindorf-Kraims-
Reichersberg, eines in Steindorf und eines im Kraims. Dort habe man es genau so gemacht und die 
Vorgangsweise sei so akkordiert gewesen. Erst durch das Einschreiten der Familie Gebetsroither 
habe man gesagt, dass man als erstes einen Kaufvertrag machen müsse und dann den 
Tauschvertrag. Nachdem die Familie Gebetsroither aber bei dem Tauschvertrag, in vorliegender 
Form, in einigen Passagen noch Änderungswünsche einbringen wolle, habe man diesen Punkt 
abgesetzt, da sie erst Ende November wieder zur Verfügung stünden.  
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Der Kaufvertrag sei auf Basis dessen, was bereits durch eine andere Vereinbarung vereinbart sei 
aufgesetzt und er denke, dass man diesen heute beschließen solle, damit Herr Dachs zu seinem 
Geld komme. 
 
EG. Hoyer sehe einen gravierender Mangel, dass der Gemeinderat hier einen Vertrag beschließe, der 
von der Gegenseite eigentlich nicht grativiziert sei, welches der Normalfall sei. Man würde hier keinen 
Meter Damm bauen, wenn nicht a) die Verträge unterschrieben sein und zumindest ein 
Rahmenbetrag von ca. 70 % - 90 % an die Grundeigentümer ausbezahlt worden wäre. Es könne 
ohne weiters sein, dass durch eine einstweilige Verfügung - wenn dort irgendetwas im Vertrag stehe, 
welches nicht passe - der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werde. Das heiße, heute 
beschließe der Gemeinderat einen Vertrag, der dann unter Umständen anders aussehe. Hier würde 
er Bedenken anmelden. Es wundere ihn, dass der Vertrag noch nicht da sei, wenn man schon 
zweieinhalb Monate baue. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass grundsätzlich die Bedenken von EG. Hoyer zu Kenntnis 
genommen werden können. Andererseits sei der Vertrag schon vor 10 Tagen an die Familie Dachs 
mit dem Ersuchen, allfällige Änderungswünsche bekannt zu geben, übermittelt worden. Es sei nicht 
erfolgt, also gehe er davon aus, dass dies passe. Denn wenn der Vertrag nicht passe, hätte er sich 
als Grundverkäufer gleich gemeldet und gesagt, dass er den Vertrag so nicht unterschreiben könne. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 2 Böss, Dorfer 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hoyer, Hemetsberger, Liehmann 
 
 
 
Zu TOP 7 b) 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
 
 
 
 
8.  Kanalbau 

Darlehen für den Kanalbau BA 10 – Neuerliche Zuschlagsentscheidung 
 
Bgm. Reiter: 
Die Marktgemeinde Seewalchen a.A. hat zur Finanzierung der Kanalbauprojekte 10 und 14  im 
offenen Verfahren eine Darlehensaufnahme in Höhe von € 1,200.000,- ausgeschrieben. 
Ausgeschrieben wurde sowohl eine variable Verzinsung als auch eine Fixzinsvariante.  
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 7.10.2010 den Zuschlag des ausgeschriebenen Darlehens 
in zwei gleichen Teilen beschlossen: 
a)  € 600.000,-- variabel verzinst – die Volksbank Vöcklabruck – Gmunden lt. Angebot  

vom 16. Sept. 2010 mit einem Aufschlag auf den 6 – Mo-Euribor in Höhe von 0,60%. 
 
b)  € 600.000,-- fix verzinst – die Raiffeisenbank Attersee - Nord lt. Angebot vom 16. Sept. 2010 mit 

einem Fixzinssatz von 3,55% auf die Dauer von 15 Jahren. 
 
Bei Prüfung des Kreditvertragsentwurfes von der Raiffeisenbank Attersee – Nord wurde festgestellt, 
dass dieser, obwohl es sich um eine Fixzinsvariante handelte, ein beidseitiges halbjähriges 
Kündigungsrecht enthält. Die Raiffeisenbank war nach Rücksprache mit ihr nicht bereit, die 
Kündigungsklausel aus dem Vertrag zu nehmen. Eine halbjährliche Kündigungs-möglichkeit bei einer 
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Fixverzinsung bietet der Gemeinde keinerlei Sicherheit im Hinblick auf steigende Zinsen und ist 
darüber hinaus nicht ausschreibungskonform.  
Nach Rücksprache mit unserem Rechtsvertreter ist nun jener Teil des Darlehens, der als 
Fixzinsvariante an die Raiba vergeben werden sollte, nun an den zweitbesten Anbieter bei der 
Fixzinsvariante zu vergeben. Dies ist die Bank Austria, mit einem Fixzinssatz von 3,85%.  
 
 
Der Bürgermeister stellt die Anträge,  
 

a)  die Zuschlagserteilung vom 7.10.2010 an die Raiffeisenbak Atrtersee – Nord lt. Angebot 
vom 16. Sept. 2010 aufzuheben 

 
b)  den Zuschlag für ein Darlehen in Höhe von € 600.000,-- an die Bank Austria als 

Zeitbieter lt. Angebot vom 13. Sept. 2010 mit einem Fixzinssatz von 3,85% auf die Dauer 
von 15 Jahren zu erteilen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Anträge einzeln durch Handheben abstimmen und stellt 
jeweils eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Betreubares Wohnen 

Erhöhung der Bereitstellungsgebühr 
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner: 
Die Volkshilfe Vöcklabruck hat mit Eingabe vom 24.6.2010 um die Erhöhung der 
Bereitstellungspauschale im Betreubaren Wohnen von derzeit € 29,50 auf € 36,29 ersucht. 
Begründet wird dies mit den angefallenen Lohnkosten, die mit € 1.804,61 über den Einnahmen lagen. 
Im Vergleich zu anderen Betreubaren Wohnen ist der Bereitschaftszuschlag in Seewalchen trotz 
Erhöhung geringer. 
In der Gemeinderatssitzung am 8.7.2010 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, die 
Angelegenheit dem Sozialausschuss zur Vorberatung zuzuweisen. 
Nach Beratung in der Sozialausschusssitzung am 18.10.2010 wurde der einstimmige Beschluss 
gefasst, dem Gemeinderat zu empfehlen die Bereitstellungsgebühr ab 1.1.2011 um 10 % zu erhöhen.  
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses die Bereitstellungsgebühr 
ab 1.1.2011 um 10 % zu erhöhen. 

 
 
EG. Hauschildt-Buschberger nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.   
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 2 Hoyer, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Katamay 
      
Gegen den Antrag 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Hemetsberger, Böss 
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Dorfer 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.11.2010                                                                                  Seite 11 von 20 
 
10. Essen auf Rädern 

Änderung der Organisation 
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner: 
Da die Gemeinde Lenzing nicht mehr bereit war, das Essen für die Aktion „Essen auf Rädern“ zu 
liefern, wird seit ca. 1 Jahr das Essen von der Kochwerkstatt Lederer bezogen.  
Es gibt viele Beschwerden über die Qualität des Essens. Auch die Probleme beim Essen für den 
Sommerhort sind bezeichnend.  
Aufgrund eines Gespräches liegt nunmehr ein Angebot des Betriebsrestaurants der Lenzing AG vor 
mit einem Essenspreis von € 5,80. Bisher wurde das Essen um € 5,00 bezogen.  Das Essen könnte 
wie bisher von Montag bis Sonntag bezogen werden.  
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner stellt den Antrag,  
  aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses ab Beginn des Jahres 2011 

das Essen für die Aktion „Essen auf Rädern“ vom Betriebsrestaurant der Lenzing AG zu 
beziehen.  
50 % der Mehrkosten von € 0,80 pro Essen sollen zu Beginn 2011 an die Bezieher 
weiterverrechnet werden, die restlichen Mehrkosten ab dem Jahr 2012. Weiters soll eine 
entsprechende Information an die Bezieher erfolgen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Essen auf Rädern 

Anpassung der Essenspreise für die Aktion „Essen auf Rädern“ 
 
B.: Bgm. Reiter 
Ab Beginn kommenden Jahres werden die Essensportionen vom Betriebsrestaurant der Lenzing AG 
bezogen. Der Preis pro Portion liegt bei € 5,80. Bisher wurde das Essen um € 5,00 bezogen.  
Die Mehrkosten sollen nach den Wünschen des Sozialausschusses im Jahr 2011 nur zur Hälfte an 
die Essensbezieher weiter gegeben werden. Die zweite Hälfte dann im Jahr 2012. 
Dies bedeutet, dass sich der Abgang bei der Aktion Essen auf Rädern im Budget 2011 von ca. 
8.000,- auf rd. 10.000,- erhöhen wird. Wenn im Jahr 2012 wie geplant die gesamte Kostensteigerung 
an die Essensbezieher weitergegeben wird, sollte sich dieser bei etwa gleicher Auslastung und 
Kostenentwicklung wieder bei rd. € 8.000,- einpendeln. 
Dies bewirkt, dass lt. Beschluss des Gemeinderates vom 6.7.2006 auch der AK – Fin diese 
Abgangserhöhung auch dem AK – Finanzen vorgelegt werden müsste. 
 
Essenspreise:   Normaltarif   Erm.Tarif (Ausgleichzulagenempf.) 

2010            €  5,88       €  5,08 
2011          €  6,28       €  5,48 
2012       €  6,68       €  5,88  

 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die neuen Essenspreise wie folgt festzusetzen: 
 
   Jahr  Normaltarif      Erm.Tarif (Ausgleichzulagenempf.) 

2011      €  6,28 incl. Ust.        €  5,48 incl. Ust. 
2012   €  6,68 incl. Ust.        €  5,88 incl. Ust. 

 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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12. Projekt Jugendtaxi 

Abschließen einer Vereinbarung mit dem Seewalchner Taxiunternehmen Marek 
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner: 
In der Sozialausschusssitzung vom 7.6.2010 wurde der einstimmige Beschluss gefasst eine 
Empfehlung an den Gemeinderat zu erteilen das Jugendtaxi unter bestimmten Bedingungen zum 
ehestmöglichen Termin in Seewalchen a.A. einzuführen. In der Gemeinderatssitzung vom 8.7.2010 
wurde der Beschluss gefasst das Jugendtaxi einzuführen. Seit Mitte Juli läuft nun bei uns das Projekt 
mit dem orstansässigen Taxiunternhemen Buttinger. Jetzt ist auch die Firma Marek an die Gemeinde 
herangetreten, bzw. es haben einige Jugendliche erwähnt, dass auch die Firma Marek freie 
Kapazitäten hätte und die Jugendlichen nicht immer auf den Buttinger warten müssten. Die Firma 
Buttinger hat sich an den Druckkosten der Taxigutscheine beteiligt. Falls auch die Firma Marek in das 
Projekt Jugendtaxi einsteigt, dann sollte bei der nächsten Drucklegung der Gutscheine auch die 
Firma Marek einen Druckkostenbeitrag leisten. Derzeit steht nur die Firma Buttinger auf der Rückseite 
der Taxigutscheine.  
In der Sozialausschusssitzung vom 18.10.2010 wurde der einstimmige Beschluss gefasst dem 
Gemeinderat zu empfehlen, mit dem Taxiunternehmen Marek einen Beförderungsvertrag für das 
Jugendtaxi abzuschließen. Beim nächsten Druck der Taxigutscheine muss sich die Firma Marek 
entsprechend an den Druckkosten beteiligen. 
 
Soz.A.-Obmann Steinwendner stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Sozialausschusses mit dem Taxiunternehmen 
Marek einen Beförderungsvertrag für das Jugendtaxi abzuschließen. Beim nächsten Druck 
der Taxigutscheine muss sich die Firma Marek entsprechend an den Druckkosten 
beteiligen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
13. Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“; Änderung Nr. 15 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 08.07.2010) 
Änderung von Baufluchtlinien sowie der Geschossanzahl beim Grundstück Nr. 1966/7, KG. 
Seewalchen sowie Zusammenlegung mit dem Grundstück Nr. 1966/6, KG. Seewalchen (Willi 
Katamay) 
 

BauA-Obm. Vbgm. Schachl: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 08.07.2010 den Grundsatzbeschluss zur Änderung Nr. 15 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“  gefasst. 
Gemäß § 36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 idgF. wurden die von der beabsichtigten Planänderung 
Betroffenen verständigt und die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb von 4 Wochen 
nach Erhalt der Verständigung eingeräumt.  Mit Schreiben des Amtes der Oö. Landesregierung, 
Abteilung Raumordnung vom 30.09.2010 wurde mitgeteilt, dass die vorgesehene Änderung zur 
Kenntnis genommen wird. Seitens der Abteilung Naturschutz wurde mit Schreiben vom 22.09.2010 
mitgeteilt, dass diese Bebauungsplanänderung gerade noch akzeptiert werden kann. 
Es sind keine weiteren Eingaben bzw. Stellungnahmen bei der Behörde eingelangt. 
 
BauA-Obm. Vbgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 15 des rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ 
entsprechend dem Plan des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, vom 24.06.2010 zu 
beschließen.  

 
GR. Isolde Katamay nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.   
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.11.2010                                                                                  Seite 13 von 20 
 
 
14. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 52 

Endgültige Beschlussfassung (Grundsatzbeschluss vom 11.12.2008 bzw. 12.11.2009) 
Umwidmung der Grundstücke Nr. 135/1, 148, 149/1, 135/3 und des südlichen Teiles des 
Grundstückes Nr. 135/2, alle KG. Litzlberg von derzeit „Gz 2-Baulandpotenzial“ in Bauland 
„Wohngebiet“. Des weiteren werden im Zuge der Umwidmung Teile der Grundstücke Nr. 170/6 
und 170/13, beide KG. Litzlberg als Verkehrsfläche ausgewiesen. (Rosa  Loidl, Kemating 2) 
 

 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
 
 
 
 
15. Bründlweg 

Verordnung nach § 11 Oö. Straßengesetz 1991 idgF., Erklärung zur Gemeindestraße sowie 
Widmung für den Gemeingebrauch 
 

BauA-Obm. Vbgm. Schachl 
Zur Erschließung der gewidmeten Baugrundstücke im Bereich von Steindorf ist es notwendig, den 
„Bründlweg“ beginnend im Anschluss an das öffentliche Gut (Grundstück Nr. 1470/7, KG. 
Seewalchen) im südlichen Bereich der Grundstücke Nr. 1440/2 und 3447/3, beide KG. Seewalchen 
weiterführend in nördliche und weiters in östlicher Richtung und  sodann in das bestehende 
Straßennetz der Marktgemeinde Seewalchen a.A. (Grundstück Nr. 1470/7, KG. Seewalchen) wieder 
einbindend für den Gemeingebrauch zu widmen und zur Gemeindestraße gemäß § 8 Abs. 2, Ziff. 1 
Oö. Straßengesetzes 1991 idgF. zu erklären. 
 
Die Kundmachung betreffend die Widmung des „Bründlweges“ für den Gemeingebrauch und deren 
Einreihung als Gemeindestraße wurde in der Zeit vom 17.08.2010 bis 30.09.2010 mit der Anregung, 
dass jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, schriftliche Einwendungen und 
Anregungen beim Marktgemeindeamt Seewalchen a.A. einbringen kann, an der Amtstafel 
angeschlagen. 
 
Gemäß § 11 Abs. 6 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. wurden überdies die vom Straßenbau unmittelbar 
betroffenen Grundeigentümer von der Behörde nachweislich von der beabsichtigten Planauflage 
verständigt und auf die Möglichkeit zur Einbringung von schriftlichen Einwendungen und Anregungen 
während der Auflagefrist hingewiesen. 
Bei der Behörde sind keine Einwände bzw. Anregungen eingelangt. 
 
 
BauA-Obm. Vbgm. Schachl stellt den Antrag,  

eine Verordnung betreffend die Widmung des „Bründlweges“ für den Gemeingebrauch und 
deren Erklärung zur Gemeindestraße zu erlassen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Infrastrukturkostenbeitrag  

aus Anlass von künftigen Baulandwidmungen 
 
 
Wurde zu Beginn der Sitzung abgesetzt ! 
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Dringlichkeitsantrag der SPÖ-Fraktion 9.11.2010 
 
Einführen eines Seniorentaxis 
 
SozA.-Obm. GR. Steinwendner: 
In der Sozialausschusssitzung vom 07.06.2010 habe man im Zuge des Jugendtaxis auch über die 
Einführung bzw. den Probebetrieb eines Seniorentaxis gesprochen. Es gebe bereits einige 
Gemeinden, speziell im Burgenland, wo ein Seniorentaxi eingeführt worden sei. Es soll ein spezielles 
Angebot für Senioren sein, die sonst keine Möglichkeit haben einkaufen bzw. zum Arzt oder zur 
Apotheke zu fahren, zum Friedhof zu kommen oder auch nur um sich mit jemanden auf einen Kaffee 
zu treffen. Es sei wirklich eine kleine Erleichterung. 
 
SozA.-Obm. GR. Steinwendner stellt den Antrag, 

eine Empfehlung an den Gemeinderat zu erteilen für das Budget 2011 einen Posten für 
den Probebetrieb für das Seniorentaxi mit dem Betrag von € 2.500,- vorzusehen. 
Anspruchsberechtigt sein alle über 70 jährigen Ausgleichszulagenempfänger der 
Gemeinde Seewalchen. 

 
GV. Gaisbichler sei etwas verwundert gewesen, wie er von diesem Dringlichkeitsantrag gehört habe. 
Das Ganz sei schließlich vom 07.06. und hätte seiner Meinung nach in die Fraktionen zu einer 
Vorberatung gehört. Er kenne die Thematik aus dem Sozialausschuss heraus und man habe auch 
damals gesehen, dass die Projekte, die im Burgenland laufen, für die Gemeinde Seewalchen nicht 
unbedingt kopierbar sein. Weiters habe es geheißen – „Ausgleichszulagenbezieher und 
Mindestrentner“ - man hatte damals nur eine sehr wage Vermutung wie viel das seien. Er hätte sich 
hier konkrete Zahlen gewünscht, damit man darüber reden könne.  
Er sei auch schon bei den Mehrkosten bei Essen auf Rädern skeptisch gewesen, denn das Budget 
für nächstes Jahr schaue sicher nicht so aus, dass man sich Ende nie Dinge wünschen und 
beschließen könne, ohne dass man konkrete Zahlen habe. Man wisse vom Land, dass es 
dramatische Sparmaßnahmen gebe. 3.000 Leute mit körperlicher und geistiger Behinderung warten 
auf den Einzug in ein Wohnheim. Bestehende Wohnhäuser werden nicht mehr in Betrieb genommen, 
da keine Gelder für soziale Kosten da sein.  
Deswegen sei er skeptisch, wenn man heute sage, im nächsten Jahr sollen € 2.500,- bereit gestellt 
werden. Es solle jetzt keine Wertigkeit sein, ob das Seniorentaxi sinnvoll sei oder nicht. Nur glaube er, 
aus der momentanen Situation heraus, dass man überhaupt nicht wisse, was der Budgetrahmen für 
das nächste Jahr sei. 
 
Er möchte den folgenden Zusatzantrag stellen, 

nur dann eine Empfehlung an den Gemeinderat für das Budget 2011 zu erteilen, einen 
Posten für den Probebetrieb für das Seniorentaxi vorzusehen, wenn es die budgetäre 
Situation zulasse.  

 
GV. Hemetsberger möchte hinzufügen, dass es die budgetäre Situation nicht zulassen werde, die 
Freiheitliche Fraktion dies aber sicherlich unterstützen werde, denn es sei nicht einzusehen, dass die 
Jungen „herumflitzen“ könne und einem 70-jährigen Ausgleichszulagenempfänger dies vorenthalten 
werde. 
 
GR. Mayrhofer H. merkt an, dass nun genau das richtige Wort gefallen sei „herumflitzen“. Er glaube, 
dass das Jugendtaxi aus Sicherheitsgründen eingeführt worden sei, denn die Zeitungen sein voll von 
Unfällen mit teils dramatischen Todesfällen. Hier sei die Möglichkeit für die jungen Mitbürger sicher 
mit dem Taxi nachhause zu kommen. Deshalb sei dies eingeführt worden, dies habe mit 
„herumflitzen“ aber gar nichts zu tun. Er sei, wie GV. Gaisbichler, der Meinung, dass dies nur in 
Anspruch genommen werden könne, wenn das Budget dies zulasse. 
 
GR. Steinwendner sei etwas verwundert. Die Sozialausschusssitzung sei eine sehr interessante 
Sitzung gewesen. Man hab hier verschiedene Themen aufgegriffen - hinzugehen und zu sagen, ob es 
überhaupt notwendig sei einen Jugendverein zu haben bzw. ein Jugendtaxi einzuführen. Dass man 
finanzielle Schwierigkeiten habe, sei kein Thema, da stehe er dazu. Dass es einen Jugendverein 
gebe, in welchem es Frau Dorfer heuer geschafft habe, zusätzlich über € 2.000,- aufzustellen, weil 
man das Budget der Gemeinde nicht belasten wollte, sei auch nicht schlecht.  
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Aber zu sagen, € 2.500,- könne man sich für die Senioren nicht leisten, sei extrem billig, mehr als 
billig. Weiters zu sagen, dass die Jugend herumflitze - also die letzten Informationen über das 
Jugendtaxi seien erschütternd. Man habe nicht einmal 300 Gutscheine ausgegeben. Es gehe ihm 
nicht darum sofort ein Seniorentaxi einzuführen. Im Antrag stehe „für den Probebetrieb“, damit man 
sehe ob es funktioniere. Man solle nicht hergehen und sofort eine Sache abwürgen, bevor sie 
überhaupt los ginge. Das verstehe er einfach nicht. 
 
GV. Berger möchte dazu zwei Dinge sagen. Die Kritik betreffend des Dringlichkeitsantrages möge 
ganz richtig sein. Nur habe man erwartet, wen im Sozialausschuss im Juni oder Juli beschlossen 
wurde, dem Gemeinderat eine Entscheidung vorzulegen, damit der Bürgermeister diesen Punkt 
automatisch auf die Tagesordnung nehmen werde, was nicht passiert sei. Man habe es erst in den 
letzten Tagen geprüft und er habe heute Nachmittag kurz mit dem Bürgermeister gesprochen, dass 
es diesen Dringlichkeitsantrag geben werde. Der Bürgermeister sei sich selber nicht ganz sicher 
gewesen, ob man dies nicht schon auf der Tagesordnung habe. 
Der zweite Punkt sei, dass man, glaube er, so viel Budgetansätze habe, wo man durchaus 
gezwungen sein werde zu sparen. Nur solle man nicht immer dort zu sparen beginnen, wo es um die 
Ärmsten der Armen gehe. Wenn man davon ausgehe, € 2.500,- für dieses Instrument des 
Seniorentaxis vorzusehen, dass im Sozialausschuss mit einer Mehrheit beschlossen worden sei, 
ersuche er die Herren und Damen des Gemeinderates, diese Idee zu unterstützen.  
Er werde diesem Zusatzantrag sicher nicht zustimmen, denn er glaube, dass man die Verpflichtung 
habe, die € 2.500,- auch im Budget zu finden. Er hätte einen Vorschlag, wie man dies finden könnte. 
Es sei zwar ein Budgetpunkt, wo der Bürgermeister schon einmal zu ihm gesagt habe, dass es für ihn 
ein unverhandelbarer Budgetposten sei, aber er werde dies in der Budgetsitzung des 
Finanzausschusses trotzdem erwähnen. 
 
Auf die Frage des Bürgermeisters, um welchen unverhandelbaren Budgetposten es sich hier handle, 
antwortet GV. Berger, dass es sich hier um € 5.000,- Besamungszulage handle. Er denke, dass diese 
nicht mehr zeitgemäß sei. 
 
GR. Liehmann habe nun schon Bedenken, aufgrund der Wortmeldung seiner Vorredner und zwar 
bezüglich der Unfallhäufung. Natürlich gebe es spektakulare Unfälle von den Jugendlichen, aber auch 
ältere Leute, die sich eben kein Taxi leisten können, im Winter dann irgendwo hin müssen, führen 
sich wirklich Verletzungen zu, die nicht ohne und nicht selten seien. Er denke, dass dies mit ein 
Grund sei, warum man eben solche Zahlen nicht habe und gerade für die Senioren, gerade für 
solche, die sich kein Taxi leisten können, so etwas einführen solle. Er wisse aus seiner eigenen 
Familie, dass es hier im Winter schlimme Unfälle gebe, weil sie dich die Senioren kein Taxi leisten 
können. 
 
GV. Haberl möchte wissen, wie man auf den Betrag von € 2.500,- komme. Ihrer Meinung nach, sei es 
eine sehr gute Einrichtung, aber sie habe auch keine Zahlen, wie viele Leute dies wirklich seien. Sie 
glaube, man habe sich Gedanken gemacht und sie würde es interessieren, wie man auf diesen 
Betrag komme. 
 
GR. Steinwendner wisse nicht, wie man jetzt genau auf diesen Betrag gekommen sei, aber man habe 
es hoch gerechnet anhand der ungefähren Zahlen der Ausgleichszulageempfänger. Die Monate und 
Wochen seien hochgerechnet worden und mit € 3,- multipliziert. So sei man in etwa hingekommen. 
 
GV. Haberl fragt sich, was passiere, wenn dies dann erschöpft sei. 
 
GR. Steinwendner antwortet, dass es dann erschöpft sei, aber man dann wisse, dass es funktioniere 
und man sich dann Gedanken für das Jahr 2012 machen könne, wie man es finanziere. 
 
GV. Haberl möchte wissen, was passiere, wenn es nicht funktioniere und Geld übrig bleibe. 
 
GR. Steinweindner stellt die Frage seinerseits, was man mache würde, wenn beim Jugendtaxi Geld 
übrig bleibe. Man überlege über zwei „ungelegte Eier“. Das Jugendtaxi sei auch noch nicht dort, wo 
es hin solle, aber es gehöre unterstützt, dort gehe es auch darum zu sehen, ob es funktioniere. Wenn 
es funktioniere, unterstütze er es voll. Wenn es nicht funktioniere, könne man sagen, dass es nicht 
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angenommen werde, warum auch immer. Aber von haus aus zu sagen, man biete es einfach gar 
nicht an, sei billig. 
 
EG. Preuner möchte wissen, ob irgendeine Filterung geplant sei. Denn wenn es jemand ausnutze, 
der sich dann relativ häufig umher fahren lasse, sei dann das ganz Geld weg. 
 
GR. Steinwendner antwortet, dass das Seniorentaxi an das Jugendtaxi angelehnt werde. Der 
Jugendliche könne sich pro Quartal nur eine gewisse Anzahl an Gutscheinen holen und so werde es 
auch beim Seniorentaxi aussehen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte anmerken, dass jeder Verkehrsunfall einer zu viel sei, 
keine Frage. Er sei in einer Zeit aufgewachsen, wo sein Großvater zu ihm gesagt habe, dass wenn er 
Geld zum Ausgehen habe, auch Geld für ein Taxi haben müsse. Er sehe ein dies zu sponsern und er 
sei dafür, dass man dieses Jugendtaxi habe. Man erleichtere den Jugendlichen das Heimfahren.  
Im Verhältnis gesehen, werde sich ein über 70-jähriger Ausgleichszulagenempfänger nicht in eine 
Disco bzw. Bar fahren lassen, sondern dieser fahre zum Arzt oder mache sonstige unerlässliche 
Fahrten. Er lasse sich sicher nicht auf Gemeindekosten spazieren fahren. Er habe eine soziale 
Verantwortung und nutze dies nicht aus. Das Geld reiche, dass er zum Arzt bzw. in die Apotheke 
komme und sich versorgen könne.  
Vizebürgermeister Weichselbaumer würde alle anwesenden Gemeinderäte und Ersatzmitglieder 
ersuchen, einem Probebetrieb zuzustimmen. Die Kosten, die auf die Gemeinde zukommen würden, 
seien gestaffelt. Man könne sicher gut damit leben, dies einmal zu probieren. Die SPÖ sei 
selbstverständlich dafür, dass hier kein Missbrauch passiere, aber er persönlich traue den über 70-
jährigen. Er ersuche nochmals um die Zustimmung und falls man „auf die Nase falle“, sei nicht viel 
vertan. 
 
GV. Gaisbichler glaube, dass man jetzt sehr gut gesehen habe, dass man uninformiert sei. Er habe 
sich eigentlich vorgestellt diese Angaben und diese Informationen im Rahmen eines Aktes in der in 
der Fraktionsitzung gehabt zu haben, damit man darüber sprechen hätte können. Das zweite sei, 
dass er vorher gesagt habe, dass er keine Wertigkeit des Seniorentaxis möchte. Er habe nicht 
gesagt, dass es gut oder schlecht sei. Er sehe nur für nächstes Jahr kein Geld. Ihm sei vor Kurzem 
gesagt worden, wie er seine Bedenken angemeldet habe betreffend dem Essen auf Rädern, dass er 
dies einer gewissen Wertigkeit unterziehen müsse, ob es ihm heutzutage sozial wert sei oder nicht. 
Er sehe ein, dass Essen auf Rädern wichtig sei, denn Essen sollte jeder, nur wenn man laufend € 
3.000,- bzw. € 2.500,- beschließe, müsse man es woanders wegnehmen müssen. Er habe auch nicht 
gesagt, dass er das Jugendtreff schlecht finde, aber man blase das soziale Gefüge so auf, dass man 
es irgendwann einmal nicht mehr konstant erhalten könne. Dann werde es schwierig etwas 
wegzunehmen, denn dann stelle sich die Frage, nehme ich es den älteren oder den jüngeren 
Mitbürgern weg. Sein erster Wunsch sei, dies heute von der Tagesordnung abzusetzen und dies neu 
in die Fraktionen zurück zu geben mit detailierten Informationen, wie viele Leute es wirklich seien, die 
es betreffe, was der konkrete Plan sei, wie der Filter aussehe usw. Weiters bleibe auch sein 
Zusatzantrag aufrecht. 
 
 
GR. Steinwendner glaube mit keinem Wort, dass GV. Gaisbichler dem Seniorentaxi eine 
Wertschätzung entgegenbringe. Das zweite sei, dass GV. Gaisbichler immer wissen möchte, wie 
viele Personen es betreffe, aber seine Frage sei, ob man wisse, wie viele Jugendliche es betreffe. 
Dies wisse man nämlich auch nicht genau. Fakt sei folgendes: Wenn man heute von € 3,- für einen 
Gutschein ausgehe und man ein Budget bis max. € 2.500,- hernehme, und man dann das unsagbar 
„schlechte Glück“ habe, dass nur 100 Leute etwas benötigen, koste der gesamte Probebetrieb € 300,. 
Um mehr ginge es nicht. Es ginge nur um die Bereitstellung eines Postens, der maximal 
ausgeschöpft werden könne. Es sei komplett egal, ob es nun 70 oder 69 Ausgleichszulageempfänger 
seien. Es werden nicht mehr als € 2.500,-. Auch er bitte hier um Unterstützung. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer hätte wirklich die Bitte einem Probebetrieb, und um nichts 
anderes ginge es hier, zuzustimmen. Denn genau dieser Probebetrieb werde diese Daten liefern, die 
gefordert werden. Mit diesem Probebetrieb könne man dann seitenweise Statistiken erstellen und 
dann könne man nächstes Jahr entscheiden, ob es einen Sinn mache oder nicht, aber jetzt einmal 
einem Probebetrieb zuzustimmen, würde er als keinen negativen Punkt ansehen. 
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GR. Liehmann möchte ganz kurz hervorheben, dass man eine Gemeinde sei und verantwortlich dafür 
sowohl für Jugendliche, als auch für ältere Mitbürger Mobilität zur Verfügung zu stellen. Er denke 
auch, dass man als Gemeinde das Image etwas wahren müsse. Dies habe nichts mit einem Image zu 
tun, sondern mit einem verpflichtenden Image. Wenn dies heiße, hier und dort werde etwas 
auszugeben, dann könne man sagen, geben wir das aus nur für die Schwachen, Armen und Jungen, 
dann stehe man zwar besser da, aber man könne die Ausgaben nicht auf diese beiden Gruppen 
pauschalieren. Dies sei ein ganz wesentlicher Punkt der Aufgabe hier. 
 
GV. Hemetsberger möchte GV. Gaisbichler darauf hinweisen, dass in dieser Sache die 
sozialchristliche Volkspartei gefragt sei. Er frage sich, ob GV. Gaisbichler nicht glaube, dass die 
Wertigkeit von älteren Menschen, die behindert seien, wichtiger sei, als die Jungen zu einer Disco zu 
bringen. Also die Einstellung der Freiheitlichen Fraktion sei eindeutig. 
 
Der Bürgermeister möchte zu der Sache selber etwas anmerken, da GV. Berger gemeint habe, dass 
der Bürgermeister dies nicht rechtzeitig auf die Tagesordnung gegeben habe. Es sei in Anschluss an 
die Sozialausschusssitzung von der zuständige Sachbearbeiterin ein Mail an die Amtsleitung 
ergangen, was in der Sozialausschusssitzung beschlossen worden sei.  
Frau Fritsch habe für die Gemeinderatssitzung am 08.07. geschrieben:  
1.   Einstimmige Empfehlung an den Gemeinderat das Jugendtaxi einzuführen usw. 
2.  Einstimmige Empfehlung an den Gemeinderat den Nachtbusbeitrag (199) einzufrieren und  
3.  Mehrheitliche Empfehlung an den Gemeinderat für den Probebetrieb des Seniorentaxis einen 
Posten usw., wie vorher verlesen. Der Amtsleiter habe dies etwas abgekürzt und Voranschlag 2011 
darauf geschrieben und dies in die Finanzabteilung weitergegeben und nicht mehr für die 
Tagesordnung für die Gemeinderatssitzung vorgesehen. Er persönlich habe auch nicht mehr daran 
gedacht. Es sei nicht schubladiert (201) gewesen, sondern es sei auf dem Weg von der 
Protokollführung aus der Sozialausschusssitzung über die Amtsleitung direkt in die Finanzabteilung 
gegangen. 
Er möchte nochmals grundsätzlich zu der Debatte bezüglich der Wertigkeit des Jugend- bzw. 
Seniorentaxis etwas anmerken. Er glaube, dass keiner hier, ganz egal welche Wortmeldung er 
gemacht habe, eine Einrichtung, welche für die Senioren positiv sein könne, grundsätzlich in Frage 
stellen. Er persönlich sei auch dafür, dies einmal zu probieren. Andererseits müsse er schon sagen, 
dass man die Wortmeldung von GV. Gaisbichler nicht so einfach abtun könne und einfach sagen 
könne, dass ihm die Senioren das Geld nicht wert seien.  
Eines müsse er schon hinzufügen und jetzt spreche er einmal als Finanzreferent: Man habe im Lauf 
dieses Jahres eine Vielzahl von Maßnahmen beschlossen, die bei der Budgeterstellung und dann 
wiederum auch beim Budgetvollzug des nächsten Jahres weh tun werden. Vor allem bei der 
Budgeterstellung. Gott sei Dank sei es bisher immer so gewesen, dass sich die Situation nicht so 
drastisch dargestellt habe und man mit den Ansätzen ausgekommen sei. Es sei sogar dort und da ein 
Überschuss übrig geblieben, aber bei der Budgeterstellung gehe es immer darum Hunterter und 
Tausender zusammen zu kratzen, dass man überhaupt einen Haushaltsausgleich schaffe. Dies sei 
im vorherigen Jahr nur möglich gewesen durch den Rückgriff auf Rücklagen.  
Dies werde für das nächste Jahr nicht anders sein. Alleine wenn man nur daran denke, dass man 
heute schon die Änderung des Abgangs der Aktion Essen auf Rädern beschlossen habe. Dies sei 
alles sozial sinnvoll und notwendig und auch kein Thema. 
Weiters habe man bereits die ersten Budgets von den Kindergärten für das nächste Jahr. Auf Basis 
der neuen Förderungsrichtlinien werde man dort mit deutlichen Subventionszuschüssen an die 
Kindergartenträgervereine bzw. –trägerorganisationen rechnen müssen. Dies heiße, was die 
Familienbetreuung und das Soziale anlange, und hier rede er noch gar nicht vom SHV-Beitrag und 
Krankenanstaltenbeitrag, könne er heute noch gar nicht abschätzen. Und wenn dann jemand eine 
mahnende Stimmer erhebe und frage, ob man sich das schon alles leisten könne, dann sei das nicht 
als unsozial abzutun, sondern auch eine gewisse Verantwortung.  
Er persönlich sei der Überzeugung, dass es Möglichkeiten geben werde, die finanzielle Bedeckung 
für diesen Probebetrieb aufzustellen. Man solle sich dies bei der Budgeterstellung, und genau so 
werde der Amtsleiter dies auch gemeint haben, ansehen und schaun, ob man Geld dafür habe. Man 
habe bisher immer noch eine Möglichkeit gefunden, dass man irgendwie umschichte oder einen 
Bedeckungsvorschlag mache. Eines sei klar, was man einführe, könne man nicht ohne weiteres 
wieder abschaffen. Daher sei die Wortmeldung von GV. Gaisbichler nicht als unsozial abzutun. Er 
persönlich werde dem Hauptantrag zustimmen. Er stimme aber auch für den Zusatzantrag. 
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Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Steinwendner gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 Ohne Schachl 
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Schachl 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Gaisbichler gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 13 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13 Ohne Haberl 
      
Gegen den Antrag 10 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  
 
Stimmenthaltungen 8 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Haberl 
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
 
17. Allfälliges 
 
a)  GR. Distler habe am 5.6. die Frage bezüglich des Zebrastreifens bei der Einfahrt zur Neissinger 

Straße gestellt. Es wurde ihm gesagt, dass man sich ansehe, ob es eine Lösung gebe. Er 
möchte wissen, ob es schon eine Lösung gebe. 

 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass man sich das angesehen und festgestellt habe, dass 
ein Zebrastreifen möglich sei. Es gehe nur mehr darum, dass die Gehsteigkante abgesenkt 
werden solle. Es stellt sich nur noch die Frage, wie man diesen Zebrastreifen finanziere, da man 
wahrscheinlich auf eine Beleuchtung benötige.  

 
 
b)  GR. Vogel Oskar möchte die Damen und Herren des Gemeinderates zum Weihnachtskonzert 

am 02.12. im Autohaus Legat um 19.00 Uhr einladen. Hier spiele die Landesmusik St. Georgen. 
Für das leibliche Wohl sei auch gesortgt. Man spiele wieder für die Jugendkrebshilfe. 

 
 
c)  GR. Steinwendner teilt mit, dass Frau Waltraud Kindl an ihn heran getreten sei bezüglich der 

Pausenaufsicht. Die Mittagspausenaufsicht machen teilweise die Lehrer. Evtl. könne es, wenn 
notwendig, eingehender im Bildungsausschuss behandelt werden. Es gebe Eltern, die dies 
machen würden, da die Lehrer sehr viel Lohnsteuer nachzahlen müssten. 

 
  GV. Haberl sei in der Schulforumssitzung gewesen, wo es um dieses Thema gegangen sei. Sie 

wisse, dass dies immer ein Problem für die Lehrer sei. Sie wisse auch, dass dies Eltern machen 
könnten und somit von der Gemeinde angestellt werden. Es sei gesagt worden, dass sich der 
Elternverein noch Informationen hole, ob überhaupt Eltern bereit sein, dies zu machen. 

 
  Der Bürgermeister möchte hinzufügen, dass grundsätzlich mitgeteilt worden sei, dass bei den 

Lehrern eine gewisse Problematik auftauche. Er sei selber lange Lehrer gewesen und habe 
dieselbe Problematik gehabt. Die Thematik sei die, dass die Entgelte die dafür gezahlt werden 
ein zusätzliches Einkommen seien und spätestens bei der Arbeitnehmerveranlagung bekannt zu 
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geben und dann nachzuzahlen seien. Dass natürlich dieses Entgelt nicht brutto für netto übrig 
bleibe, sei klar, aber dass man drauf zahlen müsse, könne er sich auch nicht vorstellen. Wenn 
diese Tätigkeit nicht ausreichend entlohnt werde und die Lehrer dies nicht mehr machen wollen, 
müsse man dies zur Kenntnis nehmen.  
Faktum sei, dass der Elternvereinsobmann schon bei ihm gewesen sei und er sich bemühe 
Eltern zu finden. Sollte sich jemand bereit erklären um die Lehrer damit zu entlasten, könnte man 
darüber sprechen, ob dies ginge, in welcher Form dann auch immer. Er persönnlich als Ex-
Lehrer habe immer ein gewisses Problem, wenn schulfremde Personen Aufsichtstätigkeiten in 
der Schule machen. Er sei in seiner Lehrerlaufbahn in vier verschiedenen Schulen gewesen und 
habe dort Früh-, Mittags- und Mittagspausenaufsicht gemacht. In höheren Schulen sei es um 
eine Spur aufwändiger, als in der Volksschule und die Entgelte waren damals auch nicht sehr 
hoch, aber jemand habe es machen müssen und es sei einfach etwas anderes, wenn Personen, 
die aus dem pädagogischen Bereich kommen und entsprechend geschult seien, die 
Aufsichtstätigkeiten übernehmen. Dies sei seine persönliche Meinung.  
Er glaube, dass es sehr wohl auch Aufgabe der Lehrer sei, sich hier zur Verfügung zu stellen. 
Wenn dies nicht gehe, dann müsse man auf andere Ressourcen zurück greifen. Entsprechendes 
„Elternpersonal“ zu finden, sei sicher nicht leicht. Aber diese Thematik werde man sicher weiter 
verfolgen. 

 
 
d)  GR. Steinwendner möchte alle Eltern, Großeltern und Kinder zum Theaterstück „Rotkäppchen“ 

der Bühne Seewalchen einladen.  
 
 
e)  GR. Seiringer-Gaubinger erzählt, dass der diesjährige Bauern und Bäuerinnen Ausfluge in die 

Partnerstadt Freuyng geführt habe. Man sei dort herzlich empfangen worden. Leider kommen die 
Seewalchner Bauern dort eher selten hinaus, da die meisten Feste im Sommer statt fänden, wo 
man schaue, dass man die Früchte einbringe. 
Unter anderem habe man eine Stadtführung mit dem bewärten Stadtführer Heinrich Firlinger 
gemacht, währenddessen sei man auf dort eingerichtete Seniorentaxis aufmerksam gemacht 
worden, welche es in Form eines Sammeltaxis gebe. Ein eingesessener Reiseunternehmer führe 
dies durch. Wie vorher erwähnt wurde, gebe es bereits Beispiele aus dem Burgenland, aber man 
habe sehr gute Kontakte nach Freuyung und er frage sich, warum man nicht von dort 
Erfahrungen übernehmen wolle. 

 
 
f)  EG. Hoyer findet, dass es sehr erfreulich sei, dass in Seewalchen so viel gebaut werde. Bei 

seinen diversen Rundfahrten habe er aber leider festgestellt, dass im Bereich der privaten 
Grundstücke die Kanalisationen bei weitem nicht nach Norm gebaut werden. Man findet 
Ausschäumungen bei den Anschlüssen, Fehlanschlüsse und Überläufe aus Sickerschächten. Er 
könne der Gemeinde nur empfehlen, die Kontrolle durchzuführen bei offener Künette bis zum 
Anschlussschacht, also an der Grundgrenze von den Kanalisationen der einzelnen Häuser. Es 
sei atemberaubend, was dort gepfuscht werde und wie dies aussehe. Es gehe immer wieder um 
Fremdwasser von gigantischen Flächen, die dann in die Trennkanalisation hineingehen. 
Vielleicht könne man hier jemanden in der Bauabteilung bestimmen, der dafür verantwortlich sei 
und der dies durchführe, kompetent, bevor die Leute die Künette zuschütten.  

 
 
g)  Der Bürgermeister möchte noch hinzufügen, dass der Gemeinderat in letzter Zeit leider ziemlich 

vom Pech verfolgt sei. EG.Sepp Hoyer sei zwar operativ schon länger geplant gewesen. Er 
selber habe einen Wadenbeinbruch erlitten und der Vizebürgermeister Weichselbaumer habe 
sich auch das Bein gebrochen. Zu guter letzt habe sich GV. Kurt Berger beim Ellbogen verletzt 
und GR. Vogel Wolfgang liege mit einer schweren Erkrankung im Spital. Er möchte an dieser 
Stelle schöne Grüße ausrichten. Er hoffe, dass man bei der nächsten Sitzung schon wieder ohne 
Krücken unterwegs sei. 
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 7.10.2010 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:05 Uhr.  
 
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 11.11.2010 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)               (GR. Isolde Katamay) 
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